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66/01 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz 

Text 

Vertragliche Beziehungen zu Primärversorgungseinheiten nach § 8 Abs. 1 Z 1 und 3 des 
Primärversorgungsgesetzes 

§ 342c. (1) Die vertraglichen Beziehungen zu Primärversorgungseinheiten nach § 8 Abs. 1 Z 1 und 3 
des Primärversorgungsgesetzes werden durch die in den folgenden Absätzen enthaltenen Bestimmungen 
geregelt. Der Vertragsinhalt des Primärversorgungsvertrags und des Primärversorgungs-Einzelvertrags 
bestimmt sich nach § 8 des Primärversorgungsgesetzes. 

(2) Für die Auswahl einer Primärversorgungseinheit, den Abschluss des Vertrags und dessen 
Auflösung ist § 343 nicht anzuwenden. 

(3) Die Auswahl einer Primärversorgungseinheit erfolgt nach § 14 des Primärversorgungsgesetzes. 
Der Abschluss des Primärversorgungsvertrags und der Primärversorgungs-Einzelverträge obliegt der 
örtlich in Betracht kommenden Gebietskrankenkasse und ist sodann für alle Gebiets- und 
Betriebskrankenkassen sowie für die Sozialversicherungsanstalt der Bauern wirksam. 

(4) Das Vertragsverhältnis zwischen der Primärversorgungseinheit und dem Träger der 
Krankenversicherung erlischt ohne Kündigung im Falle: 

 1. der Auflösung des Trägers der Krankenversicherung; 

 2. des Wirksamwerdens gesetzlicher Vorschriften, durch die die Tätigkeit des Trägers der 
Krankenversicherung entweder eine örtliche oder eine sachliche Einschränkung erfährt, in deren 
Folge die Tätigkeit einer Primärversorgungseinheit nicht mehr in Frage kommt; 

 3. der Auflösung der Primärversorgungseinheit; 
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 4. der rechtskräftigen Verurteilung eines/einer Gesellschafters/Gesellschafterin der 
Primärversorgungseinheit, einer/eines dort freiberuflich tätigen Ärztin/Arztes oder Angehörige/n 
eines sonstigen Gesundheitsberufs 

 a) wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener gerichtlich strafbarer Handlungen zu einer 
mehr als einjährigen Freiheitsstrafe oder 

 b) wegen einer mit Bereicherungsvorsatz begangenen gerichtlich strafbaren Handlung; 

 5. einer im Zusammenhang mit der Ausübung des ärztlichen Berufs oder eines sonstigen 
Gesundheitsberufs wegen groben Verschuldens strafgerichtlichen rechtskräftigen Verurteilung 
eines/einer Gesellschafters/Gesellschafterin der Primärversorgungseinheit, einer/eines dort 
freiberuflich tätigen Ärztin/Arztes oder Angehörige/n eines sonstigen Gesundheitsberufs; 

 6. eines wiederholten rechtskräftigen zivilgerichtlichen Urteils, in welchem ein Verschulden 
eines/einer Gesellschafters/Gesellschafterin, einer dort freiberuflich tätigen Person oder der 
Primärversorgungseinheit im Zusammenhang mit der Ausübung der vertraglichen Tätigkeit 
festgestellt wird; 

 7. des Erreichens der jeweils festgelegten Altersgrenze mit Ablauf des jeweiligen 
Kalendervierteljahres. 

Sobald die Vertragspartner über das Vorliegen eines Tatbestandes nach Z 4 bis 6 Kenntnis erlangt haben, 
haben sie den jeweiligen anderen Vertragspartner darüber zu informieren. In den Fällen der Z 4 bis 7 
kann eine Primärversorgungseinheit das Erlöschen des Primärversorgungsvertrags verhindern, wenn sie 
innerhalb von vier Wochen ab dem Einlangen der Mitteilung des Trägers der Krankenversicherung oder 
sonstigem Informationserhalt oder nach Ablauf des jeweiligen Kalendervierteljahres, in welchem die 
Altersgrenze erreicht wurde, die betroffene Person aus der Primärversorgungseinheit ausschließt oder das 
Dienstverhältnis mit der angestellten Person beendet. Die Wiederaufnahme bzw. Wiedereinstellung einer 
ausgeschlossenen Person in eine Primärversorgungseinheit kann nur mit Zustimmung der zuständigen 
Sozialversicherungsträger erfolgen. Die Rechtsfolge des Erlöschens des Primärversorgungsvertrags nach 
Z 4 und 5 kann nicht nach § 44 Abs. 2 StGB nachgesehen werden. 

(5) Mit dem Erlöschen des Primärversorgungsvertrags erlöschen auch die Primärversorgungs-
Einzelverträge. 

(6) Der Träger der Krankenversicherung ist, wenn die Primärversorgungseinheit nach § 8 Abs. 1 Z 1 
oder Z 3 lit. a des Primärversorgungsgesetzes geführt wird, zur Auflösung dieses Vertragsverhältnisses 
verpflichtet, wenn ein/eine den ärztlichen Beruf ausübender/ausübende Gesellschafter/in einer 
Primärversorgungseinheit die Berechtigung zur Ausübung des ärztlichen Berufs verliert oder wenn 
ihm/ihr diese Berechtigung von Anfang an fehlte. Wird die Primärversorgung nach § 8 Abs. 1 Z 3 lit. b 
des Primärversorgungsgesetzes geführt, so ist in einem solchen Fall der Krankenversicherungsträger zur 
Auflösung des Primärversorgungs-Einzelvertrags verpflichtet. Abs. 4 letzter Satz gilt sinngemäß. 

(7) Der Primärversorgungsvertrag kann unbeschadet der Bestimmungen der Abs. 4 bis 6 von beiden 
Teilen unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist, mit Ausnahme im Falle des Abs. 8 Z 4, 
zum Ende eines Kalendervierteljahres unter Angabe der Gründe schriftlich gekündigt werden. Steht eine 
Primärversorgungseinheit in einem Vertragsverhältnis zu mehreren Krankenversicherungsträgern, so 
bewirkt die Kündigung des Vertrags mit der Gebietskrankenkasse auch die Vertragsauflösung mit den 
übrigen Krankenversicherungsträgern nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz. Der Kündigung hat 
ein Schlichtungsversuch unter Beiziehung der zuständigen Ärztekammer voranzugehen. Dasselbe gilt 
bezüglich eines Primärversorgungs-Einzelvertrags einer/eines an einer Primärversorgungseinheit 
teilnehmenden freiberuflich tätigen Ärztin oder Arztes, ohne dass der Primärversorgungsvertrag als 
gekündigt gilt. 

(8) Der Krankenversicherungsträger kann den Primärversorgungsvertrag aus folgenden Gründen 
kündigen: 

 1. wiederholte nicht unerhebliche oder schwerwiegende Vertrags- oder Berufspflichtverletzungen; 

 2. Nichterfüllung der im Primärversorgungsvertrag vereinbarten auf Kosten der 
Krankenversicherung zu erbringenden Leistungen; 

 3. Änderung der Organisation der Primärversorgungseinheit oder des Versorgungskonzepts, wenn 
dies im Widerspruch zu den vereinbarten Planungsvorgaben steht; 

 4. Wegfall der dem Auswahlverfahren nach § 14 des Primärversorgungsgesetzes zu Grunde 
gelegten Voraussetzungen oder wesentliche Änderung derselben, im zweiten Fall dann, wenn 
innerhalb eines Jahres keine Vertragsänderung zustande kommt; hiebei ist Abs. 10 zu beachten. 

Die gekündigte Primärversorgungseinheit kann innerhalb von zwei Wochen die Kündigung bei der 
Landesschiedskommission mit Einspruch anfechten. Die Landesschiedskommission hat innerhalb von 
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sechs Monaten nach Einlangen des Einspruches über diesen zu entscheiden. Der Einspruch hat bis zum 
Tag der Entscheidung der Landesschiedskommission aufschiebende Wirkung. In den Fällen der Z 1 und 2 
kann die Primärversorgungseinheit die Kündigung des Primärversorgungsvertrags abwenden, wenn sie 
innerhalb von acht Wochen ab Rechtskraft der Kündigung jene Gesellschafterin/jenen Gesellschafter oder 
jene/jenen Ärztin oder Arzt oder sonstige/n Angehörige/n eines Gesundheitsberufs, die/der ausschließlich 
den jeweiligen Kündigungsgrund gesetzt hat, aus der Primärversorgungseinheit ausschließt oder das 
Dienstverhältnis mit der betroffenen Person beendet. Eine von der gekündigten Primärversorgungseinheit 
oder der ausgeschlossenen Person eingebrachte Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht hat ohne 
Zustimmung des Krankenversicherungsträgers, mit Ausnahme im Falle der Z 4, keine aufschiebende 
Wirkung. 

(9) Der Krankenversicherungsträger kann den Primärversorgungs-Einzelvertrag aus den in Abs. 8 
Z 1, 2 und 4 genannten Gründen kündigen. Im Übrigen gilt Abs. 8 sinngemäß. 

(10) Im Falle einer Kündigung nach Abs. 8 Z 4 sind die von der Primärversorgungseinheit oder 
der/dem gekündigte/n freiberuflich tätige/n Ärztin oder Arzt im Vertrauen auf die Treffsicherheit der 
Planung eingegangenen Verpflichtungen zu berücksichtigen, indem angemessene finanzielle Abgeltungen 
geleistet werden oder für die Kündigung eine Frist von mindestens drei Jahren einzuhalten ist. 

(11) Einzelverträge nach § 343 mit Ärztinnen und Ärzten für Allgemeinmedizin, die nach In-Kraft-
Treten des Primärversorgungsgesetzes abgeschlossen werden, können unter Einhaltung der 
Kündigungsfrist nach § 343 Abs. 4 gekündigt werden, wenn bei Ausschreibung die Planung einer 
Primärversorgungseinheit im selben Versorgungsgebiet im RSG bereits abgebildet ist und die Ärztin oder 
der Arzt die Beteiligung an einer Primärversorgungseinheit entgegen einer vorvertraglichen Zusage 
ablehnt. Eine solche Zusage ist für fünf Jahre bindend, wobei in der Ausschreibung eine abweichende 
Frist vereinbart werden kann. 

(12) Schließen sich Vertragsärztinnen oder -ärzte (Vertrags-Gruppenpraxen) zu einer 
Primärversorgungseinheit nach dem Primärversorgungsgesetz zusammen, so erlöschen ihre bisherigen 
(Gruppenpraxis-)Einzelverträge. Im Falle einer Kündigung nach Abs. 8 Z 4 leben die bisherigen 
(Gruppenpraxis-)Einzelverträge wieder auf. Dies gilt auch im Falle der Auflösung der 
Primärversorgungseinheit oder des Ausscheidens einer/eines freiberuflich tätigen Ärztin oder Arztes 
innerhalb von drei Jahren ab Invertragnahme. Nach Ablauf von drei Jahren gilt § 342a Abs. 3 Z 1 lit. b 
mit der Maßgabe, dass für die Mitnahme der Planstelle aus der Primärversorgungseinheit die vorherige 
Zustimmung der örtlich zuständigen Gebietskrankenkasse und der jeweiligen Landesärztekammer 
erforderlich ist. Im Falle der Nachbesetzung in der Primärversorgungseinheit ist zwischen den 
Gesamtvertragspartnern Einvernehmen über die Anrechnung im Stellenplan herzustellen. Die nach § 342 
Abs. 1 Z 10 in den jeweiligen Gesamtverträgen festgelegte Altersgrenze für die Beendigung der 
Einzelverträge von Vertragsärztinnen und Vertragsärzten (Gesellschafterinnen/Gesellschaftern einer 
Vertrags-Gruppenpraxis) ist anzuwenden. 

(13) Kommt bis 31. Dezember 2018 für die ärztlichen Leistungen ein Gesamtvertrag nach § 342b 
mit Wirksamkeit 1. Juli 2019 nicht zustande oder tritt danach ein vertragsloser Zustand ein, so kann der 
Hauptverband unter Bedachtnahme auf die Regionalen Strukturpläne Gesundheit (RSG) für die Träger 
der Krankenversicherung nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz Primärversorgungs-
Sonderverträge mit Primärversorgungseinheiten nach § 8 Abs. 3 und 5 des Primärversorgungsgesetzes 
nach einheitlichen Grundsätzen abschließen. Ein solcher Primärversorgungs-Sondervertrag bedarf der 
Zustimmung des Krankenversicherungsträgers, für den er abgeschlossen wird, und der zuständigen 
Ärztekammer. Der Primärversorgungs-Sondervertrag hat insbesondere die in den §§ 4 bis 6 des 
Primärversorgungsgesetzes vorgesehenen Anforderungen und den Leistungsumfang zu konkretisieren, im 
Übrigen sind die Bestimmungen der Abs. 1 bis 12 sinngemäß anzuwenden. 

Anmerkung 

zu Abs. 12 vgl. § 709 Abs. 2 
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